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Nicht nur in Afrika1 erweitert die Bundesregierung ihr Engage-
ment in Bezug auf Waffenexporte und Sicherheitszusammenar-
beit. Der Export von Rüstungsgütern nach Mexiko explodierte 
seit der Amtsübernahme des mexikanischen Präsidenten Felipe 
Calderón. Laut den Rüstungsexportberichten der Bundesregie-
rung pendelt das Volumen, das sich zuvor nur im unteren sechs-
stelligen Euro-Bereich bewegte, seit 2007 zwischen 2,5 und 4,1 
Millionen Euro. Dabei ist die vereinbarte Lieferung von zwölf 
Militärhubschraubern durch den Rüstungsexportbericht nicht 
einmal erfasst. Ferner geht es um eine verstärkte Zusammenar-
beit im Hinblick auf organisierte Kriminalität und Terrorismus. 
In diesem Rahmen stehen auch Ausbildungs- und Ausstattungs-
hilfen für die Polizei zur Debatte, mit denen bewusst Folter in 
Kauf genommen, ja unterstützt wird, was kein Zufall ist, wie hier 
ausgeführt werden soll. 

Im Gegensatz zu offen repressiven Systemen wie Saudi-Arabien 
und Senegal, wo Deutschland ebenfalls Ausbildungs- und Aus-
stattungshilfe für die Polizei zur Verfügung stellt2, arbeitet die 
„perfekte Diktatur“, als die Mexiko von dem Literaturnobelpreis-
träger Mario Vargas Llosa einst bezeichnet wurde, intensiv und 
kontinuierlich daran, sich ein demokratisches Image zu geben. 
Mexiko gehört oftmals zu den ersten Staaten, die ein internatio-
nales Abkommen ratifizieren, nur um dieses dann mit jahrzehnte-
langer Verzögerung und dann nur scheibchenweise umzusetzen. 
Im vorliegenden Kontext betrifft das die seit 1987 gültige Inter-
nationale Konvention gegen Folter, die von Mexiko bereits im 
Jahr 1986 ratifiziert wurde. An der Realität des mexikanischen 
„Sicherheitsalltags“ änderte sich deshalb nichts. 

Navi Pillay, UN-Hochkommissarin für Menschenrechte, 
drückte auf einer Pressekonferenz am 8. Juli 2011 ihre Besorgnis 
über die steigende Zahl von Menschenrechtsverletzungen durch 
mexikanische Sicherheitskräfte aus.3 Sie forderte ein Ende der 
Folter. Sara Méndez von der auf die Betreuung von Folteropfern 
spezialisierten Menschenrechtsorganisation Codigo DH verwies 
erst kürzlich auf die von regionalen und internationalen Organi-
sationen dokumentierte systematische grausame Praxis mexika-
nischer Sicherheitskräfte. Allein im Bundesstaat Oaxaca ist eine 
Klage von 30 Folterüberlebenden gegen die Behörden anhängig, 
die seit fast fünf Jahren verschleppt wird.4 Die Diskrepanz, die 
sich aus dieser Zustandsbeschreibung und dem Eingeständnis der 
mexikanischen Außenministerin, Patricia Espinosa, ergibt, dass 
es in Einzelfällen Folter durch mexikanische Sicherheitskräfte 
gäbe5, ist die eine Seite. Doch dieses Statement wird von der Tat-
sache Lügen gestraft, dass unter Folter erzwungene Geständnisse 
von mexikanischen Gerichten nach wie vor als Beweismittel aner-
kannt werden. Eine weitere Veranschaulichung der Verfasstheit 
des mexikanischen Staates in Bezug auf die Menschenrechte ist 
das öffentliche Bekenntnis des Ex-Brigadegenerals Carlos Villa 
Castillo, jetzt Sicherheitschef der Großstadt Torreón, zur Durch-
führung extralegaler Hinrichtungen6, ohne dass daraus juristische 
Konsequenzen für ihn erwuchsen. 

Folgerichtig bezeichnete die Deutsche Menschenrechtskoordi-
nation Mexiko, ein Netzwerk von 14 Organisationen, in ihrem 
Brief an den deutschen Außenminister vom 1. Juli 2011 es als 
„völlig unangebracht“, dass Mexiko ein Sicherheitsabkommen 

angeboten wird.7 Es sei verfehlt, 
die aktuelle Verbrechensbekämp-
fungsstrategie der mexikanischen 
Regierung zu unterstützen und eine 
Polizei zu stärken, die bekannter-
maßen korrupt und zu erheblichen 
Teilen im Sold der Drogenkartelle 
stehe. Nach Auskunft des Parlamen-

tarischen Staatssekretärs Ole Schröder geht es aber um mehr als 
nur Ausbildungshilfe für mexikanische Polizisten. Auf der Basis 
des „mit Mexiko geteilten Werteverständnisses“ ist der Austausch 
von Informationen und die operative Zusammenarbeit mit Hilfe 
personeller und materieller Unterstützung vorgesehen. Ferner ist 
ein Austausch von Fachleuten zur gegenseitigen Information über 
Techniken und Methoden der Kriminalitätsbekämpfung beab-
sichtigt.8 

Eingedenk der in Mexiko herrschenden Zustände und der 
Bezugnahme auf ein gemeinsames Werteverständnis erscheint es 
wichtig, die gelegentlich durchschimmernden Wertvorstellun-
gen von  deutschen Politikern, Beamten und ihren Vordenkern 
näher unter die Lupe zu nehmen. Zu den Vordenkern gehören 
Straf- und Staatsrechtsprofessoren wie Wilfried Brugger, Otto 
Depenheuer, Günther Jakobs und Reinhard Merkel.9 Von diesen 
wurden präventive Sicherheitsverwahrung und „rechtsstaatlich 
domestizierte“ Folter propagiert (Depenheuer), der Euphemis-
mus „Rettungsfolter“ geprägt (Merkel), ein spezielles „Feind-
strafrecht“ erdacht (Jakobs) oder mit fiktiven Horrorszenarien 
die Überschreitung rechtsstaatlicher Normen salonfähig gemacht 
(Brugger). Folter wurde schon früher angewendet und nach 
Bekanntwerden gerechtfertigt, vor allem in Bezug auf die RAF 
und die Bewegung 2. Juni. Der aktuelle Folterdiskurs ist jedoch 
durch einen wesentlichen Unterschied charakterisiert: „Seit dem 
11. September und dem ‚Fall Daschner’ wird Folter immer öfter 
offensiv begründet und gerechtfertigt. Und sie wurde durch die 
Bilder von Guantanamo und Abu Ghraib vor aller Augen in 
Szene gesetzt. In dieser Normalisierung von Folter und Krieg 
sehen wir eine grundlegende Verschiebung im Koordinatensy-
stem der bürgerlich-imperialistischen Demokratie“, heißt es in 
einer Erklärung von Libertad!10 In seinem Buch „Selbstbehaup-
tung des Rechtsstaates landet Depenheuer „prompt bei Carl 
Schmitt, dem autoritären Juristen, der die Weimarer Republik 
mit hinüberargumentierte ins ‚Dritte Reich’“.11

Wenn dies nur die akademischen Hirngespinste rechtsextre-
mer Akademiker wären, könnte man dies vielleicht als Margi-
nalie abtun. Das ändert sich schlagartig, wenn sich solcher Art 
Gedankengut als Referenzpunkt für deutsche Spitzenpolitiker 
erweist. In einem Interview mit der ZEIT verweigerte Wolfgang 
Schäuble, damals Innenminister, im Juli 2007 eine direkte Ant-
wort auf die Frage, ob der Rechtsstaat im Kampf gegen den Ter-
rorismus gegebenenfalls über seine Grenzen hinausgehen müsse. 
Stattdessen riet er zur Lektüre des Schmitt-Apologeten Depen-
heuer.12 Dabei lesen sich Depenheuers Betrachtungen wie eine 
maßgeschneiderte Rechtfertigung für die in Calderóns „Krieg 
gegen den Drogenhandel“ stattfindenden Menschenrechtsver-
letzungen, der inzwischen über 40.000 Menschenleben gekostet 
hat: „Normalität ist die Bedingung jeder Rechtsgeltung - die Aus-
nahme als partielle Durchbrechung der Normalität entzieht der 
Rechtsgeltung ihre normale Grundlage.“13

Doch die Indizien für eine institutionelle Sinnverwandtschaft 
zwischen Deutschland und Mexiko reichen noch weiter. Ein-
gangs war die Rede davon, dass Mexiko schnell dabei ist, inter-
nationale Abkommen zu ratifizieren, sie dann aber nicht oder 
bestenfalls kosmetisch zu implementieren. Eine bemerkenswerte 

Brüder im Geiste: 
Die Sicherheitszusammenarbeit mit dem mexikanischen 
Folterstaat basiert auf gemeinsamen „Werten“
von Peter Clausing



Inform
ationsstelle M

ilitarisierung (IM
I) e.V. - Hechinger Str. 203 - 72072 Tübingen

4  Ausdruck August 4/2011

Parallele ist für Deutschland genau in dem Bereich zu verzeich-
nen, in dem es Mexiko „demokratisch“ auf die Sprünge helfen 
will. Einem im Juli 2010 veröffentlichten Bericht von Amnesty 
International ist zu entnehmen, dass Deutschland 2008 zwar 
das Fakultativprotokoll zur Antifolter-Konvention unterzeichnet 
hat, die laut Artikel 19 geforderte Einführung eines nationalen 
Präventivmechanismus jedoch praktisch unterläuft: Für die im 
Rahmen dieses Präventivmechanismus geforderte Überprüfung 
sämtlicher bundesdeutscher Haftanstalten und Polizeigefäng-
nisse stehen eine einzige hauptamtliche und fünf ehrenamtlich 
tätige MitarbeiterInnen zur Verfügung. „Dieser Mechanismus ist 
offensichtlich nicht geeignet, eine landesweite Überprüfung aller 
Orte der Freiheitsentziehung zu gewährleisten. Die Umsetzung 
des Fakultativprotokolls zur Antifolterkonvention (OPCAT) ist 
in dieser Form kontraproduktiv, weil das Problem von Folter 
und Misshandlung in Gewahrsam so nicht ernst genommen und 
anderen Staaten damit ein schlechtes Beispiel geliefert wird“, 
schlussfolgert der UN-Sonderberichterstatter für Folter.14 

Was ist also zu erwarten von dieser zwischen Deutschland 
und Mexiko angestrebten „operative[n] Zusammenarbeit durch 
aufeinander abgestimmte polizeiliche Maßnahmen, ... gegebe-
nenfalls mithilfe personeller/materieller Unterstützung“ und 
der „Entsendung und Austausch von Fachleuten zur gegenseiti-
gen Information über Techniken und Methoden der Krimina-
litätsbekämpfung…“?15 Im harmlosesten Fall stellt eine solche 
Zusammenarbeit die außenpolitische Legitimierung gravierender 
Menschenrechtsverletzungen durch mexikanische Sicherheits-
kräfte dar, im schlimmeren Fall eine Komplizenschaft mit diesen. 
Auf jeden Fall sind diese Bemühungen Teil eines globalen Kon-

zepts, gesellschaftliche Krisen mit repressiven Maßnahmen unter 
Kontrolle zu bringen, anstatt sie einer kausalen Lösung zuzufüh-
ren.
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Vielleicht in der Hoffnung, dass die Ent-
scheidung im Sommerloch nur begrenzte 
Öffentlichkeit findet, stimmte der Bun-
dessicherheitsrat Anfang Juli 2011 einem 
umfangreichen Rüstungsexportpaket mit 
Saudi-Arabien und Algerien zu. Das Ausmaß 
der Empörung über die deutschen Panzerlie-
ferungen an Saudi-Arabien hat die Schwarz-
Gelbe Regierung offensichtlich überrascht. 
Nach Medienberichten, wie etwa dem für 
gewöhnlich gut informierten Rüstungsnews-
letter „Griephan Briefe“ (28/2011), waren 
die Panzer für Saudi-Arabien allerdings nur 
die Spitze des Eisbergs. Algerien, das gerade 
erst seine Demokratiebewegung blutig nie-
dergeschlagen hat, soll im Zeitraum von zehn 
Jahren modernste Rüstungs- und Sicherheits-
technologie aus Deutschland erhalten. Der 
Gesamtwert dieser Geschäfte soll 10 Mrd. 
Euro betragen. Die einzelnen Geschäfte waren 
teils bereits seit Monaten vorbereitet worden 
und erhielten nun vom Bundessicherheitsrat 
grünes Licht.

Einen besonderen Stellenwert dabei hat der 
Verkauf einer Panzerfabrik an Algerien, da es 
hier um eine umfangreiche und langfristig 
angelegte rüstungstechnische Zusammenar-
beit mit einem undemokratischen Regime 
geht. Informationen darüber kamen im März 
2011 erstmals an die Öffentlichkeit. Die 

Rüstungsschmiede Rheinmetall will in einem 
Joint Venture mit MAN in Algerien eine 
Panzerfabrik aufbauen, in der Fuchspanzer 
montiert und instand gesetzt werden können. 
Die Komponenten, aus denen die Panzer 
zusammengesetzt werden, sollen nach wie vor 
in Deutschland hergestellt werden. Für den 
Export der Komponenten ist die Kontrolle 
noch deutlich schlechter als für vollständige 
Rüstungsgüter. Neben dem Fuchs sollen wei-
tere Militärfahrzeuge wie etwa der “Unimog” 
gebaut werden. Dafür war bereits im März zur 
Abwicklung des Geschäftes mit Unterstützung 
der Firma Ferrostaal AG die Firma "Rheinme-
tall Algérie SPA" gegründet worden, an der 
auch Daimler beteiligt ist.

Der im Geheimen tagende Bundessicher-
heitsrat stimmte als Teil des algerischen 
Rüstungsdeals auch der Lieferung von zwei, 
optional auch drei, Fregatten zu. Profiteur des 
Geschäfts ist Blohm & Voss. Die Werft hat 
vergleichbare Kriegsschiffe (MEKO Variante) 
bereits erfolgreich an Südafrika verkauft.

Die Kritik an der Aufrüstung des libyschen 
Regimes im Kontext der Flüchtlingsabwehr 
hat offensichtlich keinen dauerhaften Ein-
druck auf die deutsche Regierung gemacht. 
Sie stimmte als weiterem Teil des Milliarden-
geschäfts auch umfangreichen Aufträgen im 
Bereich der Grenzsicherung zu. Von diesem 

Programm zur Kontrolle von Bevölkerungs-
bewegungen profitiert Cassidian (die Sicher-
heitssparte des EADS Konzerns), die deutsche 
Tochter des französischen Rüstungskonzerns 
Thales, Rhode & Schwarz und Carl Zeiss. Die 
Vorbereitungen für dieses Geschäft und für 
die vertiefte Zusammenarbeit in der Flücht-
lingsabwehr hatte Kanzlerin Angela Merkel 
bereits im Dezember 2010 beim Besuch des 
algerischen Präsidenten Abdelaziz Bouteflika 
in Berlin getroffen.

Es ist noch zu früh, um aus den Rüstungsge-
schäften im ersten Halbjahr 2011 einen zuver-
lässigen Trend abzuleiten. Alles was bis jetzt 
bekannt wurde, ist jedoch besorgniserregend, 
denn die Rüstungslieferungen an arabische 
Diktaturen wurden keineswegs beendet. Im 
Gegenteil deuten die aktuellen Entscheidun-
gen darauf hin, dass speziell die Regime, die 
aus Sicht der NATO-Staaten einen Stabilitäts-
faktor in der Region darstellen, noch intensi-
ver beliefert werden als zuvor. Diese Tendenz 
zeichnet sich auch für die Exporte anderer 
europäischer Ländern wie Spanien, Frank-
reich und Großbritannien ab. Die Aktien der 
Rüstungsunternehmen steigen bereits in Vor-
freude auf die Geschäfte. Die Börsen hoffen 
offenbar auf einen arabischen Frühling für das 
Rüstungsgeschäft.

Claudia Haydt

Arabischer Frühling der Rüstungsindustrie? 


